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Anfragen zum Plenum zur Plenarsitzung am 24.06.2025 
– Auszug aus Drucksache 19/7276 – 
 
Frage Nummer 58 
mit der dazu eingegangenen Antwort der Staatsregierung 

 

Abgeordnete 
Doris 
Rauscher 
(SPD) 

Nachdem mit dem KiTa-Qualitätsgesetz (KiTaQG) der Bund die 
Länder in den Jahren 2023 bis 2026 mit insgesamt rund 
8 Mrd. Euro bei Maßnahmen zur Weiterentwicklung der Qualität 
und zur Verbesserung der Teilhabe in der Kindertagesbetreu-
ung unterstützt, das Gesetz zum 01.01.2025 inhaltlich weiter-
entwickelt wurde und somit künftig eine stärkere Fokussierung 
auf zentrale Qualitätshandlungsfelder vorsieht und dabei zwei 
Handlungsfelder für alle Länder verpflichtend sind, zum einen 
die Gewinnung und Sicherung von Fachkräften als auch die 
sprachliche Bildung und Maßnahmen zur Beitragsentlastung 
nur noch bis zum 31.12.2025 mit Bundesmitteln umgesetzt wer-
den können, frage ich vor diesem Hintergrund die Staatsregie-
rung, wann ist mit dem Abschluss der Bund-Länder-Vereinba-
rung für Bayern zur Umsetzung des KiTaQG zu rechnen, in wel-
che konkreten Handlungsfelder beabsichtigt die Staatsregie-
rung die Bundesmittel zu investieren (bitte um detaillierte Auflis-
tung der geplanten Maßnahmen und deren Finanzvolumen) und 
welche Planungen bestehen für die Weiterführung des Beitrags-
zuschusses in Bayern ab dem Jahr 2026, wenn eine Finanzie-
rung durch Bundesmittel nicht mehr möglich ist? 

Antwort des Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales 

Die inhaltlichen Verhandlungen zur Bund-Länder-Vereinbarung zur Umsetzung des 
Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Verbesserung der Teilhabe in 
Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege (KiQuTG) für die Jahre 2025 und 
2026 sind auf Fachebene abgeschlossen.  

Am 24.06.2025 wurden dem Ministerrat die Ergebnisse der fachlichen Verhandlun-
gen vorgestellt. Frau Staatsministerin Ulrike Scharf wurde beauftragt, den Ände-
rungsvertrag mit dem Bund zur Fortführung des KiQuTG für den Freistaat abzu-
schließen. Die Ergebnisse sind im Rahmen des Parlamentsbeteiligungsverfahrens 
in WebEULA eingestellt worden. 

 


